
Erstes Gesetz 
zur Änderung des GRW-Gesetzes 

Vom 13. April 2021 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

§ 2 Absatz 3 des GRW-Gesetzes vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1861), das 
zuletzt durch Artikel 269 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3) Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 Nummer 1 gilt nicht 

1. für Gemeindeaufgaben, die in den Ländern Berlin und Hamburg wahr-
genommen werden, 

2. für Maßnahmen der Landeseigenverwaltung oder Maßnahmen der Landes-
verwaltung im Bundesauftrag im Bereich des Straßenbaus, wenn 

a) diese Maßnahmen als Ergänzung sonstiger förderfähiger Maßnahmen an-
zusehen sind,  

b) die Förderung im Umfang begrenzt und sachdienlich ist und  

c) die ergänzenden Landesmaßnahmen nicht anderweitig aus Bundes- oder 
Landesmitteln finanziert werden.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.   

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Bundesgesetz-
blatt zu verkünden. 

Berlin, den 13. April 2021 
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